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Reichs- und Landesgesetze und Verordnungen.

i

Kundmachung des Fmanzministeriums vom 11. Juli 1889,
betreffend die Verlegung des Amtssitzes der Finaiy-Besirks-Dirertion in Sau) nach

Kamotau.
(R. G. Bl. vom 20. Juli 1889, Nr. 118.)

Auf Grund Allerhöchster Genehmigung vom 21. März 1889 wird der Amtssitz der
Finanz-Bezirks-Direction in Saaz mit 1. October 1889 nach Komotau verlegt.

Dunajewskiw. p.
19
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2.

Verordnung des Ministeriums des Innern im Einvernehmen mit den Mini¬
sterien des Handels , des Ackerbaues und der Landesvertheidigung vom

25 . Juli 1889,
womit in theilwkistr Abänderung der Verordnung vom 16 . Dctober 1876 (R . G . Bl.
Nr . 128 ) Maßregeln zur Erhöhung der Sicherheit des Aeberfuhrbetriebes getroffen

werden.

(R . G . Bl . vom 31 . Juli 1889 , Nr . 122 .)

Zur Erhöhung der Betriebssicherheit bei Ueberfuhren ist die mit der Ministerialver-
ordnung vom 16 . October 1876 (R . G . Bl . Nr . 128 ) festgesetzte Markirung der zulässigen

Schiffstauchung in Hinkunft an den Ueberfuhrsfahrzeugen , wie folgt , ersichtlich zu machen,
und zwar:

g.) bei Zillen durch eine an den beiden Außenwänden in der Schiffsmitte anzubringende,
mit Heller Farbe (weiß oder roth ) angestrichene , mindestens 2 Meter lange und 5 Centi-
meter hohe Latte , deren Unterkante 25 Centimeter vertical gemessen unter dem Niveau
des tiefsten Punktes der Bordwand zu liegen kommt;

N) bei Prahmen durch eine ebensolche Latte , deren Unterkante 25 Centimeter vertical ge¬

messen unter dem Niveau der obersten wasserdichten Planke zu liegen hat , und
o) bei fliegenden Brücken durch ebensolche Latten , welche Vorne und Achter mit der Unter¬

kante 25 Centimeter vertical gemessen unter dem Niveau der tiefsten Oeffnung in der

Bordwand gelegen sind.
Außerdem hat unter der ausdrücklichen Bestimmung , daß obige Vorschrift für alle Ueber-

fuhrsfahrzeuge in Anwendung zu bringen und unter allen Verhältnissen zu beobachten ist,
an der Innenwand eines jeden ausschließlich für den Personentransport bestiinmten Ueber-

fuhrssahrzeuges eine Blechtafel angebracht zu werden , auf welcher die zulässige Maximalzahl

derjenigen Passagiere zu verzeichnen ist , deren gleichzeitige Beförderung durch dasselbe ge¬
stattet wird.

Die Ermittlung dieser maximalen Personenzahl ist von Fall zu Fall für jedes dieser

zum Personentransporte bestimmten Wasserfuhrwerke durch directe Erhebung zu bewerkstelligen,
und sind hiebei nicht nur die Gewichte der zu überführenden Passagiere und der von denselben

mitgebrachten Traglasten , sondern auch die sonstigen Locatverhältniffe in Betracht zu ziehen.

Diese Ermittlung hat ebenso wie jene der zulässigen Tauchung unter Intervention tech¬

nischer Organe zu erfolgen , und ist das bezügliche Amtshandlungsergebuiß Fall für Fall
durch mehrere in die Außenseite der Borde , unmittelbar an den Enden der Haimlatten und

oberhalb der Fortsetzung ihrer Unterkante einzubreunende Stempel in der Weise zu fixiren,
daß hiedurch nicht nur die Ausübung einer einfachen Controls über die strenge Einhaltung

der zulässigen Tauchung und der gestatteten Maximal -Passagierzahl auch nichttechnischen Ueber-

wachungsorganen , wie den Gemeindevorständen , Gendarmen u . s. w . , sondern auch die Er¬

neuerung der farbigen , etwa schadhaft gewordenen Haimlatten oder der Personenzahlangabe
ohne ämtliche Vermittlung ermöglicht wird.

Diese Stempel haben in einem 5 Centimeter Seitenlänge aufweisenden Quadrate das

Bild des kaiserl . Doppeladlers , ferner die Buchstaben 6l . D (gesetzliche Tauchung ) und endlich
die Ziffer der maximalen Personenzahl zu enthalten.

Als Führer von Ueberfuhrsfahrzeugen dürfen nur Schiffskundige verwendet werden,

deren entsprechende Qualification entweder durch die Schifferprüfung oder durch tadellose lang¬
jährige Praxis erwiesen ist.
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Zur Bestellung qualificirter Führer sind nicht blos alle gegenwärtigen Inhaber von

Ueberfuhrsberechtigungen zu verpflichten , sondern von dieser Bestellung ist auch selbstverständlich

die Ertheilung neuer und die Verlängerung von auf bestimmte Zeit verliehenen Ueberfuhrs-
concessionen abhängig zu machen.

Taaffe m . zi. Faikenhayn m . p . Welstrsheimb m . x.
Bacquehem m . p.

3.

Verordnung des Ministers für Cullus und Unterricht vom 1. August 1889,
betreffend die den Studierenden an der Akademie der bitdenden Künste in Wien , weiche
den Präsenzdienst als Einjahrig -Freiwillige innerhalb ihrer Studienzeit Meisten , zu ge¬

währenden Begünstigungen.

(R . G . Bl . vom 13 . August 1889 , Nr . 124 .)

Nach Z . 25 des Wehrgesetzes vom 11 . April 1889 bleibt die active Dienstzeit der
Einjahrig -Freiwilligen ausschließlich der militärischen Ausbildung gewidmet . Die Inscriptiou

an der Akademie bei gleichzeitiger Ableistung des Präsenzdienstes wird daher in Zukunft nicht
mehr zulässig sein.

Um nun Studierenden , welche vor Abschluß ihrer Studien den Präseuzdienst ab¬
leisten , jenes Maß von Berücksichtigung augedeihen zu lassen , welches mit den allgemeinen

Grundsätzen der Studienordnung und der Aufgabe der Akademie als Kunsthochschule vereinbar

ist , finde ich auf Grund der mir mit Allerhöchster Entschließung vom 25 . Juli 1889 ertheilten
Ermächtigung nachstehende Bestimmungen zu erlassen:

8- 1.
Die geschehene Immatrikulation bleibt sür solche Studierende , welche ihre Präsenz¬

dienstzeit als Einjahrig - Freiwillige während der Studien ableisten , durch das ganze erste
Präsenzjahr aufrecht . In die vorgeschriebene Studienzeit ist jedoch das betreffende Jahr nicht
einzurechnen.

8- 2.
An der Akademie unmatriculirte Einjährig - Freiwillige verbleiben während ihres ersten

Präsenzjahres im Genüsse der ihnen verliehenen und für die Studien an der Akademie be¬

stimmten Stipendien . Die Ausfolgung der fälligen Stipendienquoten geschieht gegen Quittungen,

welche zunächst von der dem Stipendisten Vorgesetzten Militärbehörde , und sohin in der bisher
vvrgeschriebenen Weise vom Rectorate der Akademie vidiert werden.

8 - 3.

Die Ableistung des einjährigen Präsenzdienstes steht bei immatriculirten Studierenden

der Akademie der Verleihung von Stipendien nicht entgegen.

8 - 4.

Jenen Einjährig -Freiwilligen , welche im Sinne des Z . 25 des Gesetzes vom 11 . April
1889 ein zweites Jahr präsent zu dienen haben , steht es frei , in den ersten vier Wochen

des zweiten Präsenzjahres mittelst von ihrer Vorgesetzten Militärbehörde vidierten Gesuches
19*
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um die Sistierung der Weiterverleihung des von ihnen genossenen Stipendiums beim Rectorate
der Akademie anzusuchen, welches diese Eingabe mit seinem Gutachten an die Landesstelle als
Stiftungsbehörde zur Entscheidung zu leiten haben wird.

Setzen sie nach Ableistung des zweiten Präsenzjahres die Studien unmittelbar fort , so
wird , soferne dem Sistierungsansuchen Folge gegeben worden ist , vom Beginne des Studien¬
jahres an das Stipendium wieder angewiesen.

Z. 5.

Die Bestimmungen der HZ. 2 bis 4 haben nur insoweit Anwendung zu finden , als
denselben nicht besondere stiftungsmäßige Anordnungen entgegenstehen.

§. 6.
Im Uebrigen bleiben die für die Verleihung , den Fortbezug und die Entziehung der

Stipendien geltenden Vorschriften auch rücksichtlich der Einjährig - Freiwilligen mit der Maß¬
gabe in Kraft , daß hinsichtlich jener Stndiennachweise , welche den thatsächlichen Stndienbetrieb
voraussetzen , nicht die Zeit , während welcher der Stipendist oder der Stipendiumsbewerber
den Präsenzdienst ableistete , sondern die der Militärdienstzeit unmittelbar vorangehende Periode
in Betracht zu ziehen ist.

8 . 7.

Für die Befreiung vom Schulgelde haben rücksichtlich der erforderlichen Studiennachweise
die betreffenden Bestimmungen des H. 6 Anwendung zu finden.

§. 8.
Diese Verordnung tritt sofort in Kraft.

Gautsch m. p.

4.

Aus der Uebereinkunft vom 12 November 1888 zwischen Oesterreich -Ungarn
und Luremburg wegen Bewilligung des Armenrechtes.

sAbgeschlossen in Haag am 12 . November 1888 , von Seiner k. und k. Apostolischen Majestät
ratificirt am 8 . Juli 1889 , und die beiderseitigen Ratificationen ausgewechselt in Haag

am 25 . Juli 1889 .)

(R . G . Bl . vom 29 . August 1889 , Nr . 131 .)

Artikel  1.

Die Angehörigen Oesterreichs und Ungarns werden im Großherzogthume Luxemburg
und die Angehörigen Luxemburgs werdeu in Oesterreich und in Ungarn wechselseitig die
Rechtswohlthat des Armenrechtes wie die Einheimischen genießen unter Beobachtung der
Gesetze des Landes , in welchem die Bewilligung des Armenrechtes nachgesucht wird.

Artikel  2.

Das Armuthszeugniß ist dem Ausländer , welcher zum Ar neurechte zugelassen werden
will , in allen Fällen von der Behörde seines gewöhnlichen Aufenthaltsortes anszustellen.

Hält er sich nicht in dem Laude auf , in welchem er das Armenrecht nachsucht , so ist
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das Armuthszeugniß von dem diplomatischen Agenten desjenigen Landes , in welchem das
Zeugniß vorgelegt werden soll, unentgeltlich zu beglaubigen.

Hält er sich in dem Lande auf , in welchem das Ansuchen gestellt wird , so können außerdem
auch bei den Behörden seines Heimatlandes Erkundigungen über ihn eingezogen werden.

Artikel  3.

Angehörige Oesterreichs oder Ungarns , welchen im Großherzogthume Luxemburg , sowie
Angehörige Luxemburgs , welchen in Oesterreich oder Ungarn das Armenrecht bewilligt worden
ist, sind hiermit von Rechtswegen von jeder Sicherheitsleistung oder Hinterlegung befreit,
welche — gleichviel unter welchem Namen — kraft der Gesetzgebung des Landes , in welchem
die Klage erhoben wurde , von Ausländern , die mit Inländern Proceß führen , gefordert
werden könnten.

Artikel  4.

Die gegenwärtige Uebereinkunft ist auf die Dauer von fünf Jahren vom Tage oer
Auswechslung der Ratificationen getroffen.

Sollte ein Jahr vor Ablauf dieses Termines keiner der hohen vertragschließenden Theile
seine Absicht augezeigt haben , die Rechtswirkungen dieses Vertrages aufhören zu lassen , so
wird derselbe verbindlich bleiben bis nach Ablauf eines Jahres von dem Tage an gerechnet,
an welchem der eine oder der andere Theil diesen Vertrag aufgekündigt haben wird.

Die gegenwärtige Uebereinkunft wird von Seiner Majestät dem Kaiser von Oesterreich,
König von Böhmen u . s. w. und Apostolischen König von Ungarn und von Seiner Majestät
dem Könige der Niederlande , Großherzog von Luxemburg ratificirt und die Ratificationen
werden in Haag ausgewechselt werden.

Urkund dessen haben die Bevollmächtigten die gegenwärtige Uebereinkunft unterzeichnet
und ihre Siegel beigedrückt.

So geschehen in doppelter Ausfertigung zu Haag , am 12 . November des Jahres Ein¬
tausendachthundertachtundachtzig.

5.

Verordnung des Justizministeriums vom 17 . August 1889,
betreffend die Errichtung eines zweiten städtisch -delegierten Bezirksgerichtes für den Bezirk

Innere Stadt in Wien.

(R . G . Bl . vom 29 . August 1889 , Nr . 132 .)

Auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 9 . August 1889 wird in Abänderung des
Punktes X der Ministerialverordnung vom 25 . November 1853 (R . G . Bl . Nr . 249 ) für
den Bereich des Bezirkes Innere Stadt in Wien ein zweites städtisch-delegiertes Bezirksgericht
für die Gerichtsbarkeit in civilgerichtlichen Angelegenheiten errichtet . Das bisher schon be¬
stehende städtisch-delegierte Bezirksgericht hat die Bezeichnung : „Städtisch -delegiertes Bezirks¬
gericht Innere Stadt I " , das neu zu errichtende die Bezeichnung : „Städtisch -delegiertes Be¬
zirksgericht Innere Stadt II " zu führen.

Die Grenzlinie zwischen den Sprengeln dieser beiden Bezirksgerichte geht von dem
Punkte , wo der Anfang der Maria Theresiastraße mit dem Ende der Schotlengasse zu¬
sammentrifft , längs der Mitte des Fahrweges der Schottengasse , dann der Mitte des Fahr-



276

Weges der Freiung , des Heidenschusses , Hofes , der Bognergasse , des Grabens , Stock in,
Eisenplatzes , Stesansplatzes , der Rothenthurmstraße , Wollzeile bis zur Stubenbrücke , und es
hat der rechts von dieser Grenzlinie gelegene Theil des Bezirkes Innere Stadt Wien , in
welchem die k. k. Hofburg sich befindet , den Sprengel des Bezirksgerichtes I , und der links
gegen die Donau gelegene Theil jenen des Bezirksgerichtes II zu bilden.

Die zufolge der Iustizministerialverordnung vom 29 . December 1880 (R . G . Bl . Nr . 2
ex 1881 ) dem städtisch-delegierten Bezirksgerichte Alsergrund zukommende Gerichtsbarkeit in
Strafsachen für den Bezirk Innere Stadt Wien wird durch diese Verordnung nicht berührt.

Der Beginn der Wirksamkeit dieser Verordnung wird nachträglich bestimmt und ver¬
lautbart werden.

Schönborn iw. x.

6.

Verordnung des Justizmiuisteriums vom 24 . August 1889,
betreffend die Zuweisung der Gemeinde Larnawa dolna gorna zu dem Sprengel des

städtisch- delegierten Bezirksgerichtes Wadowice in Galizien.

(R . G . Bl . vom 14 . September 1889 , Nr . 141 .)

Auf Grund des Gesetzes vom 11 . Juni 1868 (R . G . Bl . Nr . 59 ) wird die Orts¬
gemeinde Tarnawa dolna und gorna sammt Gutsgebiet aus dem Sprengel des Bezirksgerichtes
Slemieü ausgeschieden und jenem des städtisch-delegierten Bezirksgerichtes Wadowice zugewiesen.

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1890 in Wirksamkeit.

Schönborn in . p.

7.

Verordnung des Justizministeriums vom 25 . August 1889,
betreffend die Zuweisung der Gemeinden Hroszöwka , Jablonica ruska und Alucz zu

dem Sprengel des Bezirksgerichtes Brzozow in Galizien.

(R . G . Bl . vom 14 . September 1889 , Nr . 142 .)

Auf Grund des Gesetzes vom 11 . Juni 1868 (R . G . Bl . Nr . 59 ) werden die Ge¬
meinden Hroszowka , Jablonica ruska und Ulucz sammt Gutsgebieten aus dem Sprengel des
Bezirksgerichtes Bircza ausgeschieden und jenem des Bezirksgerichtes Brzozow zugewiesen.

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1890 in Wirksamkeit.

Schönborn m . x.
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8.

Ferner sind im Reichsgesetzblatte erschienen:

Unter Nr . 119 Erlaß des Finanzministeriums vom 18 . Juli 1889 , betreffend das Matz der
Sicherstellung für die richtige Einzahlung des attsättigen Bonifications-
Rückerfatzes bei der Zuckerausfuhr für die Betriebsperiode 1889/90.

„ „ 120 Kundmachung des Finanzministeriums vom 12 . Juli 1889 , betreffend die
Ermächtigung des Ncbenzollamtes zu Seidenberg zur zollfreien Behandlung
von voraus - oder nachgefendeten Reifeeffecten.

121 Erlaß des Finanzministeriums vom 22 . Juli 1889 , betreffend die amtliche
Versicherung der hölzernen Drennbtafen und Rectifieatoren.

„ „ 123 Kundmachung des Finanzministeriums vom 18 . Juli 1889 , betreffend die
Ermächtigung des k. k. NebenzaUamtes I . Claffe in Braunau zur Ein¬
gangsverzollung von Maschinen der Tarisnummern 284 a und d , dann
284 Fis.

„ 125 Verordnung des Ministers für Cultus und Unterricht vom 2 . August 1889,
betreffend die Nachweifungen über die Ableistung des militärischen Prüsenz-
dienstes , welche von den Studierenden der Hochschulen mit Rücksicht auf
Z. 25 des Gesetzes vom 11 . April 1889 (R . G . Bt . Rr . 41 ) zu er¬
bringen sind.

„ „ 126 Verordnung des Handelsministeriums vom 4 . August 1889 , betreffend die den
Staatsbeamten im Falle ihrer Verwendung als Sachverständige bei Ent¬
eignungen zu Eifenbahnzwccken gebührende Entschädigung.

„ „ 127 Gesetz vom 28 . Juli 1889 , betreffend die Regelung der Verhättniffe der
nach dem allgemeinen Berggesetze errichteten oder noch zu errichtenden
Brudertaden.

„ „ 128 Kundmachung des Finanzministeriums vom 10 . August 1889 , betreffend die
Umwandlung des Nebenzottamtes II . Claffe in Kronstadt (Böhmen ) in eine
Exposktur des Nebenzollamtes II . Claffe in Batzdorf.

„ „ 129 Verordnung der Ministerien der Finanzen und des Handels vom 15 . August
1889 , betreffend die Abänderung der Anmerkung zumSchtagworte „ Schrauben-
bolzen und - Muttern " des amtlichen alphabetischen Waarenverzeichniffes
zum allgemeinen Zolltarife für das österreichisch-ungarische Zollgebiet.

„ „ 130 Erlaß des Finanzministeriums vom 15 . August 1889 , betreffend die Abände¬
rung einiger Bestimmungen über die Denaturirung des zur abgabefrrien
Verwendung bestimmten Branntweines mit dem allgemeinen Denaturirungs-
miltel.

„ „ 133 Verordnung des Justizministeriums vom 22 . August 1889 , womit das Gesetz
vom 1. April 1872 (R . G . Bt . Nr . 43 ) , betreffend die Vollziehung der
Freiheitsstrafen in Einzetnhast im Zellengefängniffe der neuen Strafanstalt
in Marburg vom 1. Brtober 1889 angefangen in Wirksamkeit gefetzt wird.

„ „ 134 Erlaß des Finanzministeriums vom 22 . August 1889 , womit der allgemeine
Verschteitzpreis des meisten Serfalzes bei der k. k. Satzniedertage in Pirano
ermätzigt wird.

„ „ 135 Erlaß des Finanzministeriums vom 22 . August 1889 , betreffend die Ab¬
änderung , beziehungsweise Ergänzung einiger Bestimmungen des tz. 15 IV
der Zuckersteuer - Vollzugsvorschrift.
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Unter Nr . 136 Erlaß des Finanzministeriums vom 26 . August 1889 , hinsichtlich drr der
Productionsabgabc unterliegenden Brennereien , welche mehlige Stoffe (Erd¬
äpfel , Getreidearten , Hütsenfrüchte ) mit Ausnahme von Stärkemehl ver¬
arbeiten.

„ 137 Erlaß des Finanzministeriums vom 26 . August 1889 , betreffend mehrere
Vorkehrungen bei Anwendung des Controlmesiapparates in Branntwein¬
brennereien.

„ „ 138 Concessionsurkunde vom 23 . Juli 1889 , für die Locatdahn von Stauding
nach Wagstadt.

„ „ ! 39 Concessionsurkunde vom 26 . Juli 1889 , für die Loeatbahn van Grofz -Priefeu
nach Werustadt mit einer Abzweigung nach Anfcha.

„ „ 140 Verordnung des Justizministeriums vom 22 . August 1889 , betreffend die
dem k. und k. Confutate in Kiew ertheilte Ermächtigung zur Nebernahme
beweglicher Nachtäffe der in feinem Amtsbezirke verstorbenen österreichischen
Staatsangehörigen.

„ „ 143 Verordnung des Finanzministeriums vom 31 . August 1889 , betreffend die
Ermächtigung des Nebenzattamtes Ehrwald zu Griefzen zur zollfreien Be¬
handlung von voraus - oder nachgefendeten Neifeeffecten.

„ „ 144 Kaiserliches Patent vom 22 . August 1889 , betreffend die Einberufung der
Landtage von Böhmen , Galizien und Lodamerien mit Krakau , Besterreich
unter und ob der Enns , Salzburg , Steiermark , Kärnten , Kram , Bukowina,
Mähren , Schlesien , Tirol , Vorarlberg , Istrien , Görz und Gradisea.

9.

Gesetz vom 28 . August 1889,
betreffend den Vogetfchutz.

Wirksanl für das Erzherzogthum Oesterreich unter der Enns.

(L . G . Bl . vom 21 . September 1889 , Nr . 27 .)

Mit Zustimmung des Landtages Meines Erzherzogthnms Oesterreich unter der Enns
finde Ich auzuorduen , wie folgt:

8. 1.
Das Ausnehmen oder Vernichten der Eier , der Jungen und Nester aller wild lebenden,

nicht schädlichen Vögel , sowie das Feilbieten der gegen dieses Verbot erlangten Eier , Jungen
und Nester ist untersagt.

Als schädliche Vögel werden erklärt:
Die Adlerarten, ^.guila , kandion , llaliastus , Oireaötus.
Der Wanderfalke (Taubenfalke ) , t?Lr1eo xoroAi-irms , 4unst.
Der Würgfalke (Blaufuß ) , IHlco Inniai -ius , knll.
Der Baumfalke , I ' g.leo sudbutso , 4<.
Der Zwergfalke (Merlin ), N^ poti -iorelris nssalon , lunst.
Der große Habicht (Hühnergeier ), ^ ,8lur pnlumdai -ius , lO.
Der Sperber (kleiner Habicht ) , ^ .eoixitsr nisu8 , I . .
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Der rothc Milan (Gabelweihe ), Nilvus regalis , auct.
Der schwarz-braune Milan , Nilvus ater , 6lm.
Die Weihenarten , Oii-cus.
Der Uhu , Ruko maxirnus , 8idk.
Der Kolkrabe , 6orvus corax , R

Die Elster , Rica cauckata , Roic.

Die Nebelkrähe , 6orvus coruix , R.
Die gemeine Krähe (Rabenkräbe ) , 6orvus corouc , R.
Die Dohle , I^ cos moncüula , R.
Der Eichelheher , Oarrulus Alauckarius , R.
Der Ranbwürger (Sperrelster ), Ranius cxcuditor , I . .
Der rothrückige Würger , Raulus collurio , R.
Ferner nachbenannte , der Fischerei schädliche Vögel:
Der graue Neiher , ^ .rckca cincrca , R.
Die Säger , lVlcr-Aus.
Der Haubentaucher , Uockiccps cristatus , R.
Die Kvrmoranscharbe , Oarko cormoranus , N . ct
Die Mövenarten , Rariäac.
Die Flußseeschwalbe , 8tciua üuviatilis , Naum.
Die schwarze Seeschwalbe , R ^ ckrockctickou uiAia , Roic.
Der Eisvogel , ^lcecko ispicka, R.
Die Wasseramsel , Oiuclus aĉ uaticus , R.

8- 2.
Das Fangen , Tödten , sowie das Feilbieten , der An - und Verkauf nachbenannter Vögel

ist zu jeder Zeit verboten:
Die Bachstelzen , kkotacilla , Lnck̂ tcs.
Die Meisenarten , Uarus , Uoccilc , ^ crcckula , ^SAitiialus (mit Ausnahme der Kohl¬

meise).

Die Spechte (Baumhacker ), Ulcus , 6lcclnus , Dr ^ ocopus.
Der Wendehals , ckuux tor ^uilla , R.

Der Kleiber ( Spechtmeise oder Baumreiter ), 8itta caropaca , R . var . cacsia , Î c^ cr.
Der Bauniläufer (Baumrutscher ), 6crtkia kamiliaris , R.
Der Alpenmauerläuser , ^ickockroiua rouraria , R.
Die Schwalben und Segler , Riruucko und l̂ psclus.
Der Wiedehopf , Ik^ upa sxoxs , R.
Der Ziegenmelker (Nachtschwalbe oder Nachtschatten ) , OapriluuIZus curopacus , R.

8- 3.
Das Fangen , sowie das Feilbieten , der An - und Verkauf nachbenannter Vögel ist während

der Brutzeit , das ist vom 1. Jänner bis 31 . Zuli , das Tödten derselben (mit Ausnahme der
Krametsvögel ) zu jeder Zeit verboten:

Die Nachtigall (Waldvogel ), Imscluia ruluor , OKr. R . Rr.
Der Sprosser (Auvogel ), Rusciuia pkilomela , Reckt.
Die Grasmücken , 8^1via ; darunter auch das Schwarzplättchen.
Die ^aubsänger , UK̂ Ilo^ uenstc , Nc ^ cr.
Die Spötter , Il ^xolais , 6kr . R . Rr.
Die Rohrsänger , ^ .crocrcpkalus , Roeustella , Lalamoksr ^ s.
Die Steinschmätzer , 8axicola.
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Die Fliegenschnäpper , NuZoieaxa ..
Das Rothkehlchen , Oanäg -Ius rndoeula , 1 .̂
Die Blaukehlchen , O^ avoculs ..
Die Wiesenschmätzer, kratineola.
Das Haus - und Garten -Rothschwänzchen , kutieilla und ptroenieura , 1̂ .
Die Braunelle (großer Zaunkönig ), ^ eosntor moäularis , lb,.
Die Pieperarten , ^ ntbuo , ^ Arockroma, Oor^ ckalla.
Die Lercheuarten , OlLlsricka, I ûllula , ^rlaucka, Nolanoeor ^ pba , OalauülkIIa , kbil6i6mo8.
Die Goldhähnchen , RoZulrw.
Der Zaunkönig (Zaunschlüpfer ), IroAloä ^ t ^ parvulu8 , 1 .̂
Der kleine Grauwürger , ch.aniu8 minor , 1 .̂
Der rothköpsige Würger , I ânlu8 ruku8 , Lri88.
Die Kohlmeise , karrm masor , ch,.
Der Kuckuck, 6ueulu8 6anoru8 , 1 .̂
Der Staar . 8turnn3 vulAurl8 , 1̂ .
Die Mandelkrähe , Ooracia ^ Aariula , ch,.
Die Saatkrähe , Oorvn8 trnAiIsKU3, k̂ .
Der Pirol (Goldamsel , Pfingstvogel ) , Oriolrw ^aldula , I . .
Die Ammerarten (Goldammer , Ammerling ) , Llndori ^a , Niliaria , Soliosuieola , klsotro-

PÜ8,N68.

Der Buchsink, ^ rinZilla eoslstzs , chi.
Der Bergsink oder Ouäcker (Nigowitz ), k'rinAllla ., wontifrinAilla ., 1^
Bluthänfling , Oannadina 8anZuin6a , I ânckb.
Berghänfling , lbiiQota Üavir 08 tri 8, ch,.
Grünhänfling oder Grünling , IckAurinrw oülorio , ch,.
Distelfink (Stieglitz ) , (üarckuolw 6l6Aar»3, 8l6pb.
Erlenzeisig (Zeisig ), 6drxsomitri8 8pinu8 , I . .
Der Girlitz , 8erinu8 llortuIkrnn8 , Look.
Die Leinfinken, I îrmrin,.
Die Gimpel (Dompfaffen ) , k ^ rrllula.
Die Kreuzschnabelarten (Krummschnäbel ) , Iwxia.
Die Drosselarten , lurckrw , Nsrula , Nontieola.

Als Nahrungsmittel dürfen in der Zeit vom 1 . August bis 15 . Jänner blos nach¬
benannte Vögel lebend oder getödtet , jedoch nur in befiedertem Zustande feilgeboten werden:

Misteldrossel (Zaritzer ) , ll"urcku8 vmeivorrw , 1 .̂

Die Krametsvögel Wachholderdrossel , ? uräu8 pilaiw , I . .
Weiudrvssel , 1'nrcku8 itia6U8 , 1_..

Der Kernbeißer , 0ooeotbrau8l68 vnlAaii3 , kall.
8tl6U8 ch,.

§. 5.
Das Fangen von Vögeln (mit Ausnahme der im H. 1 angeführten schädlichen Vögel)

durch Schlageisen oder Schnellbögen (Sprenkeln ), sowie durch Anwendung von Futterstoffen,
welche betäubende oder giftige Bestandtheile enthalten , dann unter Verwendung geblendeter
Lockvögel oder des Wichtels ist verboten.
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Die politische Landesbehörde ist ermächtigt , auch andere Arten des Fanges , sowie das

Fangen mit Vorkehrungen , welche eine Massenvertilgung von Vögeln ermöglichen , zu ver¬
bieten.

8. 6.

Wenn Vögel , die im Zuge begriffen sind , außer der Brutzeit in Wein -, Obst - oder
Gemüsegärten , bestellten Feldern , Saat - und Pflanzschulen oder Waldculturen durch schaaren-

weises Einfallen Schaden anrichten , so dürfen dieselben von den Eigenthümern oder Nutzungs¬

berechtigten , sowie von deren Beauftragten mit Erlaubniß der politischen Bezirksbehörde und

unter Zustimmung des Iagdberechtigten mit der Schußwaffe getödtet werden.

8. 7.
Derjenige , welcher innerhalb der gesetzlich erlaubten Zeit den Vogelfang betreiben will,

hat hiezu bei der zuständigen politischen Behörde eine Licenz zu erwirken , in welcher der Name

des Licenzinhabers , dessen Personsbeschreibung , die Zeitdauer der Bewilligung und sonstige
Beschränkungen seiner Befugniß genau anzuführen sind.

Die Licenz darf nur vertrauenswürdigen Personen , welche das 20 . Lebensjahr zurück¬

gelegt haben und sich mit der schriftlichen Zustimmung des betreffenden Grundeigenthümers,
sowie des Iagdberechtigten , und mit der zustimmenden Aeußerung des Bürgermeisteramtes ihres

Wohnortes ausweiseu , höchstens auf die Dauer von drei Jahren ertheilt werden.

8- 8.
Uebertretungen der vorstehenden Anordnungen sind durch die politische Behörde mit

einer Geldstrafe von einem bis fünfzig Gulden österreichischer Währung oder im Falle der

Zahlungsunfähigkeit mit einer Arreststrafe bis zu zehn Tagen zu ahnden ; außerdem sind die Fang¬

werkzeuge und die gefangenen Thiere , von denen die lebenden sogleich freizulassen sind , zu
confisciren , und ist bei Licenzinhabern mit der Entziehung der Licenz vorzugehen.

Die Geldstrafen , sowie der Erlös für consiscirte Gegenstände verfallen der Armeucasse

der Ortsgemeinde , in deren Gebiet die Uebertretung stattgefunden hat . Gegen das Straf-

erkeuntuiß der politischen Behörde geht die Berufung , welche binnen drei Tagen nach Kund¬
machung und Zustellung des Straserkenntnisses bei derselben einzubringen ist , an die Statt¬
halterei und findet gegen zwei gleichlautende Erkenntnisse eine weitere Berufung nicht statt.

8 - 9.

Die k. k. Gendarmerie , das Forst -, Jagd - und Feldschutzpersonale , sowie alle öffentlichen

Aufsichtsorgane sind verpflichtet , jede wahrgenommene Uebertretung dieses Gesetzes der poli¬

tischen Bezirksbehörde direct oder im Wege des betreffenden Gemeindevorstandes anzuzeigen.

8- io.
Für wissenschaftliche Zwecke kann die politische Landesbehörde Ausnahmen von den Be¬

stimmungen dieses Gesetzes eiutreten lassen.

8- 11.
Die Volksschullehrer sind verpflichtet , die Schuljugend über das Schädliche des Fangens

und Tödtens der nützlichen Vögel , sowie des Ausnehmens von deren Nestern zu belehren,

und ihr insbesondere jährlich vor dem Beginne der Brutzeit die zum Schutze dieser Vögel
erlassenen Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes vorzuhalten.
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8. 12.
Das Landesgesetz vom 10 . December 1868 , L. G . Bl . Nr . 5 ex 1869 , wirksam für

das Erzherzogthum Oesterreich unter der Enns , betreffend den Vogelschutz , tritt außer Kraft.

8 - 13.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung durch das Landesgesetzblatt in

Wirksamkeit.
8- 14.

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind Meine Minister des Innern , des Unterrichtes
und des Ackerbaues beauftragt.

Ischl , den 28 . August 1889.

Franz Joseph m. p.
Taaffe m . p . Gautsch m . x.

Falkenhayn ra . x.

10.

Erlaß des k. k. n. ö. Statthalterei -Präsidiums vom 11 . Juli 1889 , Z . 4201/ ? i-.,
M . Z . 241 .042,

betreffend die portopflichtigen CorrespondenM der politischen Behörden mit ausländischem
namentlich deutschen Behörden und Privatpersonen.

Dem hohen k. k. Handelsministerium ist seitens der Landes -Postbehörden die Anzeige

erstattet worden , daß viele Dienstcorrespondenzen der politischen Behörden — namentlich an auf
deutschem Postgebiete sich aufhaltende , portopflichtige Parteien — deshalb nicht bestellt werden

können , und den aufgebenden Behörden zurückgestellt werden müssen , weil entweder die

Adressen nicht ganz genau angegeben werden , oder weil die Adressaten die auf den unfrankirt
aufgegebenen Dienstschreiben lastende Porto - , ja auch Recommandationsgebühr , nicht berichtigen
wollen.

Hievon wird das Magistratspräsidium in Folge Erlasses des hohen k. k. Ministeriums
des Innern vom 30 . Juni 1889 , Z . 1210M . ck. , mit dem Ersuchen in Kenntniß gesetzt,

die entsprechenden Verfügungen zu treffen , daß die durch die Post zu expedirenden , insbesondere
für das Ausland bestimmten Geschäftsstücke stets mit möglichst genauen Adressen versehen und

daß die dortigen Dienstschreiben , welche unmittelbar an auf deutschem Postgebiete sich aufhal-
haltende Parteien gerichtet sind , in der Regel frankirt zur Post aufgegeben werden.

Bei diesem Anlasse wird übrigens der Inhalt der Erlässe vom 22 . December 1872,

Z . 5488/kr ., und vom 8. October 1873 , Z . 5111/kr ., wonach hinsichtlich der portopflichtigen
Correspondenzen zwischen den österreichischen Behörden einerseits und den Behörden des ge¬

summten deutschen Reiches andererseits der Grundsatz der Francatur durch die absendende
Stelle besteht , in Erinnerung gebracht.
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11

Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 17 Juli 1889 , Z . 39 .948,
M . Z . 250 .179,

betreffend die Beobachtung der neuen Maß - und Gewichtsordnung bei Vergebung der
städt . Lieferungen.

In Folge Erlasses des hohen k. k. Handelsministeriums vom 27 . Mai 1889 , Z . 20 .567,

wird dem Magistrate über den d . ä . Bericht vom 28 . Juni 1889 , Z . 219 .019 , aufgetrageu,

in Hinkunft bei Vergebung der städt . Lieferungen die Bedingnisse strenge den Bestimmungen
des Art . V . des Gesetzes vom 23 . Juli 1871 , R . G . Bl . Nr . 16 ox 1872 *) , womit eine

neue , vom 1 . Jänner 1876 an im öffentlichen Verkehre ausschließlich  anzuwendeude Maß-
und Gewichtsordnung festgestellt und der Gebrauch der bis zu diesem Zeitpunkte gesetzlichen

früheren Maße und Gewichte im öffentlichen Verkehre untersagt wurde , anzupassen.
Die Beilagen des Berichtes vom 28 . Juni 1889 , Z . 219 .019 , folgen im Anschlüsse

zurück.

12 .

Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 19 . Juli 1889 , Z . 42 .188,
M. Z. 251.502,

betreffend die Zulässigkeit des Weinverkaufes durch Händler auch in nicht handelsüblich
verschtoffenen Gefäßen.

Das hohe k. k. Ministerium des Innern hat laut Erlasses vom 13 . Juli 1889,

Z . 12 . 161 , im Einvernehmen mit dem hohen k. k. Handelsministerium über das Gesuch des
Gemischtwaareuverschleißers M . P . iu Wien um Herabsetzung der ihm mit dem Erkenntnisse
des Wiener Magistrates vom 16 . November 1888 , Z . 348 .907 , wegen unbefugten Aus¬

schankes von Bier sowie wegen Haltens voll Wein iu einem nicht handelsüblich verschlossenen
Gefäße in seinen : Geschäftslocale auferlegten Geldstrafe von 20 st . das erwähnte Stiaf-
erkenntniß , insoferue dasselbe wegen der Uebertretung der Ministerialverordnung vom 17 . No¬
vember 1885 , N . G . Bl . Nr . 166 **), gefällt wurde , von Amtswegen zu beheben gefunden,

weil die gedachte Ministerialverordnung sich nur auf gebrannte geistige Getränke und nicht
auch auf Wein bezieht , und hat demgemäß auch die obige Geldstrafe auf 10 fl . herabgesetzt.

Die Beilagen des Berichtes vom 24 . Mai 1889 , Z . 418 .904 ex 1888 , folgen im

Anschlüsse zurück . _

13

Erlaß des k- k. n. ö. Statthalterei -Präsidiums vom 24 . Juli 1889 , Z . 4509/ ? i .,
M . Z . 256 .809,

betreffend die Redueirung des Perfonalstaudes der Polizei - Expositur in Simbach und Zu¬
weisung dev Personales zur Bezirkshauptmannschaft Braunau zur Dienstleistung.

Mit Rücksicht auf die geringe Geschäftstätigkeit der Polizei -Expositur iu Simbach hat

sich das hohe k. k. Ministerium des Innern laut Erlasses vom 20 . Juli d . I . , Z . 2903M . 9 .,

*) Siehe M . V . Bl . sx 1872 , Nr . 3, xAA. 51.
**) Siehe M . V . Bl . 6X 1885 , Nr . 10, pax . 283.
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bestimmt gefunden anzuordnen , daß der Personalstand dieser Expositur vom 1 . August l . I.

an auf einen Conceptsbeamten und einen Polizeiagenten reducirt werde , welche zwei Polizei-
suuctionäre bis aus Weiteres der k. k. Bezirkshauptmannschaft in Braunau zur Dienstleistung zu-

»gewiesen werden und den polizeilichen Ueberwachungsdieust im Bahnhöfe Simbach unter Fort¬

benützung der dort zur Verfügung stehenden Kanzleien nach Maßgabe des Erfordernisses und
nach näherer Anordnung des Herrn Statthalters in Linz und beziehungsweise des k. k. Be-

zirkshauptmannes in Braunau von letzterem Orte aus axcurrairäo zu versehen haben.

Hievon setze ich das Magistrats -Präsidium mit dem Beifügen in die Kenutniß , daß in
Zukunft alle Simbach betreffenden polizeilichen Requisitionen an die k. k. Bezirkshauptmann-
schaft Braunau in Oberösterreich zu richten sind.

14.

Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 30 . Juli 1889 , Z . 38 .932,
M Z . 264 .155,

betreffend die Beschleunigung des Verfahrens bei den vor den politischen Behörden zur
Austragung gelangenden Streitigkeiten aus dem Arbeits -, Lehr - und Lohnverhällniffe.

Nach einem seitens eines k. k. Gewerbeinspectors eingelangten Berichte soll es nicht
selten Vorkommen , daß in Folge von Verzögerungen des Verfahrens über von gewerblichen
Hilfsarbeitern bei den Gewerbebehörden erster Instanz angebrachte Lohnklagen der den betref¬
fenden Hilfsarbeitern rückstchtlich der Nealisiruug ihrer Ansprüche gegenüber dem Arbeitgeber

durch das Gewerbegesetz gewährleistete Schutz illusorisch wird , indem der Kläger häufig um
eine neue Beschäftigung zu suchen und ohne den Erfolg seiner Klage abzuwarteu , seinen letzten
Arbeitsort verläßt und daun nicht mehr ausgeforscht , also selbst im Falle der günstigen Ent¬
scheidung seiner Lohnklage vom Geklagten nicht mehr zufrieden gestellt werden kann.

Der Magistrat wird daher , um den erwähnten llebelstände » vorznbeugen , aufmerksam

gemacht , über d. a . nach ß . 87 e) des Gewerbegesetzes anhängig gemachte und in die dortige
Eompetenz gehörige Streitigkeiten aus dem Arbeits - , Lehr - und Lohnverhältnisse in Hinkunft

stets mit aller nur möglichen Beschleunigung das Amt zu handeln , beziehungsweise nach frucht¬
losem Vergleichsversuche mit der Entscheidung vorzngehen.

15.

Erlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 31 . Juli 1889 , Z . 39 .162,
M . Z . 264 .348,

betreffend die nach dem Krankenverstcherungsgesetze vom 30 . März 1888 , R . G . Bl.
Nr . 33 , eingerichteten Vereinskrankencaffen.

Nachdem die Bezirkskrankencassen mit 1. August d. 9 . ihre Thätigkeit anszunehmen

haben , wird dem Magistrate behufs Benützung bei Erledigung der Frage , ob im einzelnen

Falle , die Mitgliedschaft bei einer Vereinskrankeneasse von der Zugehörigkeit zur Bezirks-

krankencasse gemäß § . 60 des Krankenversicherungsgesetzes befreit , im Anschlüsse ein Verzeichniß
derjenigen Vereinskrankencassen mit dem Sitze in Niederösterreich zugemittelt , deren Statuten
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bisher in Gemäßheit des Z. 60 K . V . G . bereits nmgebildet und sohin als Statuten
einer Vereinskrankencasse im Sinne des § . 11 , P . 6 K . V . G ., bei welcher die im § . 1 des
selben Gesetzes vorgesehene Versicherung erfolgen kann, genehmigt worden sind.

Hiemit findet auch der Bericht vom 8 . Mai l . I ., Z . 102,307 , seine Erledigung.

D e r z e i ch n i ß
der mit Ende Juli 1889 bestehenden Vereinskraiikencasten im Sinne des Z. 11, P . 6

des Krankenversicherungsgesehes vom 30 . Mär ; 1888 , R. G . Bl . 33.

o

3

5

Name des Vereine Sitz
desselben

Erlaß , mit welchem die Genehmigung
der geltenden Statuten erfolgt ist.

Allgemeine Arbeiter - Kranken - und
Unterstützungscasse

Arbeiter -Kranken -Unterstützungscasse
der Schuhmacher in Wien

Allgemeine Arbeiter - Kranken - und
Unterstützungscasse

Allgemeine Arbeiter - Kranken - und
Unterstützungscasse

Allgemeiner Arbeiter -Kraukeu -Unter-
stützungsverein

Allgemeine Arbeiter - Kranken - und
Unterstützungscasse

Allgemeine Arbeiter -Kranken - und
Unterstützungscasse

Wien

Wien

Ternitz

Neunkirchen

Wiener-
Neustadt

Gloggnitz

Kornenburg

Erlaß des hohen k. k. Ministeriums
des Innern vom 8 . Juni 1889,

Z . 10 .459.

Erlaß des hohen k. k. Ministeriums
des Innern vom 4 . Mai 1889,

Z . 8185.

Statthalterei - Erlaß vom 7. Juni
1889 , Z . 30 .904 (über Ermächti¬
gung des h. k. k. Ministeriums des

Innern vom 18 . April 1889,
Z. 6983).

Statthalterei -Erlaß vom 8 . Juni
1889 , Z . 30 .704 (über Ermächti¬
gung des h. k. k. Ministeriums des

Innern vom 21 . April 1889,
Z- 6860).

Erlaß des hohen k. k. Ministeriums
des Innern vom 13 . Juli 1889,

Z . 13 .430.

Statthalterei -Erlaß vom 28 . Juli
1889 , Z . 43 .318 (über Ermächti¬
gung des h. k. k. Ministeriums des

Innern vom 30 . Mai 1889,
Z . 10 .028 ).

Statthalterei - Erlaß vom 28 . Juli
1889 , Z . 43 .987 (über Ermächti¬
gung des h. k. k. Ministeriums des

Innern vom 7. Mai 1889,
Z. 7576).
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16.

Erlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 5. August 1889 , Z . 39 .898,
M . Z . 274 .312,

betreffend den Begriff des Confectionsgeschäftes und die Unzulässigkeit der Entgegen¬
nahme von ganz allgemein auf die Erzeugung von „Confectionswaaren " , „die Confection"

oder das „Confectionsgeschäft " tautenden Gewerbeanmetdungen.

Das hohe k. k. Ministerium des Innern hat im Einvernehmen mit dem hohen k. k.

Handelsministerium mit dem Erlasse vom 1 . Juli 1889 , Z . 13 .251 , anläßlich des von

einer politischen Landesbehörde gestellten Ansuchens um Entscheidung über den Umfang und

den gewerberechtlichen Charakter des Confectionsgeschäftes Nachstehendes anher eröffnet:
Wie die gepflogenen Erhebungen dargethan haben , sind die Ausdrücke „ Confection " ,

„Confectionär " und „ Confectionsgeschäft " dermaßen unklar und vieldeutig , daß nicht nur die

Handels - und Gewerbekammern untereinander und ebenso die Behörden , sondern selbst die
„Confectionäre " untereinander sich in der Auffassung dieser Ausdrücke in vollkommenem

Widerspruch befinden , indem die Einen darunter die Erzeugung von Confectionswaaren , die
Anderen den Handel mit derlei Maaren , die Dritten wieder ein mixtum compositum von

Beiden : verstehen.

Ebenso unsicher sind die Anschauungen über die Gegenstände , mit welchen sich die
Confection befaßt.

Während von der einen Seite zu den Confectionsartikeln blos Bekleidungsgegenstände

im engeren Sinne gezählt werden , werden von anderer Seite hiezu Bekleidungsgegenstände
im weiteren und selbst weitesten Sinne gerechnet.

In einigen sehr beachtenswerthen Gutachten wird bemerkt , daß sich die Confection
bereits auf die Papier - und auf die Lederwaaren -Industrie u . s. w . geworfen habe , daß sie

voraussichtlich noch immer neue Gegenstände in ihren Kreis ziehen werde , und daß es heute

bereits nicht mehr möglich sei, alle Artikel aufzuzählen , mit denen sie sich befasse.
Unter solchen Umständen erscheint es dringend geboten , nicht nur für die Zukunft die

Anmeldung von solchen Gewerbebetrieben unter Benennungen , welche das Wesen , sowie den

Umfang des Gewerbes nicht erkennen lassen , gänzlich einzustellen , sondern auch gleichzeitig

Klarheit in die in der Ausübung befindlichen gewerblichen Unternehmungen der bezeichnten

Art zu bringen.
Der Wiener Magistrat wird daher in Folge des obcitirten Erlasses aufgesordert:
1 . In Hinkunft Anmeldungen aus die „ Erzeugung von Confectionswaaren " , auf die

„Confection " und auf das „ Confectionsgeschäft " in dieser allgemeinen Fassung nicht weiter

mehr entgegenzunehmen , und die Anmeldenden zu verhalten , das Wesen des in Aussicht

genommenen Gewerbebetriebes (ob Erzeugungs - oder Handelsgewerbe ) und die Artikel , welche
derselbe umfassen soll , in bestimmter Weise zum Ausdrucke zu bringen.

2 . Hinsichtlich jener Gewerbsiuhaber , welche blos die „ Confection " oder „ das Con-

fectionsgeschäst " angemeldet haben , und aus deren Gewerbescheinen nicht zu entnehmen ist,

ob sie die Erzeugung , oder blos den Handel mit Confectionswaaren angemeldet haben , rück¬
sichtlich jeden einzelnen Falles die maßgebenden Verhältnisse zu erheben und über das Er-

gebniß derselben , und zwar für jeden einzelnen Fall abgesondert , nach Anhörung der bethei¬
ligten Genossenschaften und unter Stellung eines bestimmten und motivirten Antrages über

die Frage , ob dem betreffenden Gewerbsinhaber in der h . o. im Sinne des § . 1, al . 4 , des
Gewerbegesetzes nach Anhörung der n . ö. Handels - und Gewerbekammer zu treffenden Ent¬

scheidung das Erzeugnngsrecht oder blos das Recht zum Handel mit den im speciellen Falle
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in Frage kommenden , bestimmt zu bezeichnenden Artikeln zuzuerkennen sei, Bericht zu
erstatten.

Hiebei wird zur eigenen Kenntnißnahme des Magistrates bemerkt, daß jenen Gewerbe¬
treibenden , welche noch vor der Wirksamkeit des Gesetzes vom 15 . März 1883 , R . G . Bl . Nr . 39,
die „ Confection " oder das „Confectionsgeschäft " ohne näheren Beisatz angemeldet haben , das
Erzeuguugsrecht , soferne es von ihnen angesprochen wird , zuerkanut werden wird.

Ta es übrigens anläßlich der aus Grund der vorstehenden Weisung d. a . eingeleiteten
Erhebungen ohne Zweifel Vorkommen wird , daß manche Gewerbsinhaber , welche die „Con-
fection " , das „Cvnfectionsgeschäft " ohne näheren Beisatz angemeldet haben , behaupten werden,
daß sie das Gewerbe fabriksmäßig betreiben , so wird der Magistrat auch die zur Prüfung
der Nichtigkeit einer solchen Behauptung erforderlichen Erhebungen unter Bedachtnahme aus
den hohen Handelsministerial -Erlaß vom 18 . Juli 1883 , Z . 22 .037 (intimirt mit Statt¬
halterei -Erlaß vom 2 . August 1883 , Z . 34 .085 ) *) , insbesondere aber in der Richtung zu
pflegen haben , ob die von solchen Gewerbsinhabern beschäftigten Personen auch wirklich zu
den gewerblichen Hilfsarbeitern gehören , dann ob diese Personen nicht etwa sämmtlich oder
in der Mehrzahl außerhalb der Betriebsstätten verwendet werden.

Weiters wird dem Magistrate bemerkt, daß die genannten hohen Ministerien denjenigen
Confectiouären (Eonfectionsgeschäftsinhabern ), welche ein bloßes Handelsgewerbe angemeldet
haben oder hinsichtlich deren die h. o. Entscheidung dahin ausfallen wird , daß sie nur zum
Handel berechtigt sind, die Berechtigung zuzuerkennen gefunden haben:

Bestellungen entgegenzunehmen , für bestellte Waaren Maß zu nehmen , die Confections-
artikel durch befugte Gewerbetreibende oder unter Zuhilfenahme der Hausindustrie unter Mit¬
gabe der Stoffe und des Zubehörs Herstellen zu lassen und die fertigen Artikel in Handel zu
bringen ; endlich die von der Kundschaft begehrten Abänderungen der aus Lager gehaltenen
Waare durch hiezu befugte Gewerbetreibende zu übernehmen.

Hingegen steht ihnen nicht zu, das Zuschneiden und überhaupt die Waaren für die
Arbeit vorzurichten und haben sie sich überhaupt aller zur Herstellung oder Abänderung gehö¬
rigen Handlungen zu enthalten.

Hievon wird der Wiener Magistrat zur weiteren Veranlassung mit dem Beisatze ver¬
ständigt , daß bezüglich der Hausindustrie , deren Inanspruchnahme auch dem blos Handel
treibenden Confectionär gestattet ist, in den einzelnen Fällen unter Bedachtnahme auf den
hohen Handelsministerial -Erlaß vom 16 . September 1883 , Z . 26 .701 (intimirt mit dem
Statthalterei -Erlasse vom 23 . September 1883 , Z . 42 .641 ) **) die außerhalb der Betriebs¬
stätten durch unbefugte Gewerbetreibende oder durch Hilfsarbeiter (Stückmeister , Sitzgesellen)
erfolgende gewerbliche Thätigkeit nicht durch den Vorwand des Betriebes der Hausindustrie
gedeckt werden dürfe.

17.

Erlaß der k. k. n. ö. Statthalterei vom 14. August 1889, Z . 35 .723,
M . Z . 280 .128,

betreffend die Genossenschastskrankencaffen nach Eintritt der Krankenversicherung im Sinne
des Gesetzes vom 30 . Mär ) 1888 , N . G . Bl . Nr . 33.

lieber mehrfach gestellte Anfragen bezüglich der Rückwirkung der auf Grund des Gesetzes
vom 30 . März 1888 , R . G . Bl . Nr . 33 , nunmehr activirten Bezirkskrankencassen auf die

*) Siehe M. V. Bl . ex 1883, Nr. 5, 210.
**) Siehe M. V- Bl . ex 1883, Nr. 5, 216.

20
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auf Grund der Gewerbeordnung bestehenden genossenschaftlichen Krankenkassen wird dem Magi¬

strate im Interesse eines gleichmäßigen Vorgehens bei den politischen Behörden I . Instanz

Nachstehendes eröffnet:
Durch das Krankenversicherungsgesetz vom 30 . März 1888 , R . G . Bl . Nr . 33 , sind

die Bestimmungen der Gewerbeordnung , welche die Errichtung von genossenschaftlichen Kranken-
cassen anordnen , unberührt  geblieben . Die Errichtung neuer genossenschaftlicher Kranken-

cassen auch nach Activirung der Bezirkskrankencassen ist daher zweifellos auch in Hinkunft

zulässig.
Auch eine Rücksichtsnahme auf die Leistungsfähigkeit der Bezirkskrankencassen ist hiebei

im Krankenversicherungsgesetze (anders als bei den Betriebskrankencassen ) nicht vorgeschrieben;
ob und in wieweit sie platzgreifen kann,  ob über die bloße Einflußnahme der politischen

Behörden , daß in derlei Fällen , sowie dort von der Errichtung eigener Genossenschafts-
krankencassen abgesehen werde , wo die Bezirkskrankencasse die sich er er e Gewähr für die Durch¬

führung der Versicherung bietet , als die projectirte Genossenschaftskrankencasse , hinausgegangen
werden kann , kann nach wie vor nur nach der Gewerbeordnung beurtheilt werden.

So lange jedoch eine eigene Krankenkasse nicht errichtet ist , fallen die versicherungs¬

pflichtigen Angehörigen der Genossenschaft , soserne sie nicht etwa bei Vereinskrankencassen im
Sinne des Z . 11 , Z . 6 , K . V . G . versichert sind , von selbst der Bezirkskrankencasse zu.

Eine Zustimmung der betreffenden Genossenschaft ist dazu keineswegs erforderlich , die An¬

meldung solcher Genossenschaftsangehörigen zur Bezirkskrankencasse ist vielmehr Pflicht  der
Arbeitsgeber . Das Gleiche muß aber auch für jene neu zu errichtenden  Genossenschafts-
krankencassen gelten , welche wohl die Genehmigung ihrer nach dem K . V . G . eingerichteten

Statuten schon erhalten , ihre Constituirung aber noch nicht bewirkt haben ; denn auch hier

gewährt die Genossenschaftskrankenkasse ihren Angehörigen die im K . V . G . vorgeschriebene

Versicherung noch nicht , daher muß ihre Versicherung vorläufig durch die Bezirkskrankencasse
bewirkt werden , Z. 13 , Z . 1 , K . V . G . Um aber Mißverständnisse und Beunruhigung zu
vermeiden , wird es sich empfehlen , daß der Magistrat diese nur der Constituirung noch be¬

dürfenden (neu  errichteten ) Cassen zur beschleunigten Durchführung dieser Constituirung auf¬

fordere , beziehungsweise darin unterstütze und ihnen ausdrücklich die zwischenzeitliche Zufüh¬

rung der betreffenden Genossenschaftsangehörigen zur Bezirkskrankencasse als eine lediglich
provisorische  bezeichne.

Bezüglich der umgebildeten Genossenschaftskrankencassen , deren Constituirung nach den
neuen Statuten noch nicht stattgefunden hat , wird der Standpunkt einzunehmen sein , daß

vorläufig  den bisherigen Casseorganen die Handhabung der neuen  Statuten obliegt,

daß also die Genossenschaftsaugehörigen bei ihrer genossenschaftlichen Krankencasse die gesetzliche
Versicherung finden  und kein Grund vorliegt , sie der Bezirkskrankencasse zuzuweisen , nur

daß allerdings die Casse sich in ihrer Organisation auf das schleunigste nach ihren neuen
Statuten in die Regel zu setzen hat.
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18.

Erlaß der k. k. n . ö. Statthaltern vom 18 . August 1889 , Z . 48 .347,
M . Z . 285 .763,

betreffend das Verbot des Verkaufes und Vertriebes des F . L. Harnischffchen Haar-
regencrators und die fanitätspotßeitiche Ueberwachuug ähnlicher Handelsartikel.

Das hohe k. k. Ministerium des Innern hat sich laut Erlasses vom 8 . August 1889,
Z . 12 .709 , bestimmt gefunden , den Verkauf und Vertrieb des von F . L. Harnisch in Berlin

erzeugten und als Haarregenerator bezeichnten Haarfärbemittels im Jnlande allgemein zu
verbieten , da dieses Haarfärbemittel nach dem Fachgutachten des obersten Sanitätsrathes
wegen seines Gehaltes an Blei gesundheitsschädlich und seine Verwendung in Gemäßheit der
Bestimmung des § . 6 der Ministerialverordnung vom 1 . Mai 1866 , R . G . Bl . Nr . 54 * ) ,
unstatthaft ist.

Hievon wird der Magistrat mit dem Aufträge in die Keniitniß gesetzt , dieses Verbot

sofort allgemein kundzumachen und die Befolgung desselben genauestens zu überwachen.

Bei diesem Anlasse wird der Magistrat im Grunde des Eingangs bezogenen hohen
Erlasses aber auch noch weiters aufgefordert , aus die im Handel vorkommenden Gebrauchs¬

artikel ähnlicher Art überhaupt sorgfältigst Acht zu haben und , falls sich rücksichtlich des einen

oder des anderen derselben der durch die sanitätspolizeiliche Voruntersuchung bestätigte Ver¬
dacht einer gesundheitsschädlichen Beimischung und die Nothwendigkeit eines allgemeinen Ver¬

botes ergeben sollte , unter Einsendung einer Uutersuchungsprobe anher den Bericht und Antrag
zu erstatten.

19.

Erlaß der k. k. n. ö. Statthaltern vom 23 . Auauft 1889 , Z . 47 .485,
M . Z . 292 .830,

betreffend die Anordnung einer beweiskräftigen Zustellung bei der Intimalion von Ent¬
scheidungen , gegen welche die Beschwerde an den k. k. Verwattungsgerichtshof Mehl,

durch Bestätigung der Zustellung , sowie des Tages derselben seitens des Adressaten.

Laut Erlasses des hohen k. k. Handelsministeriums vom 3 . August l . I . , Z . 4438,
hat der k. k. Verwaltungsgerichtshof mit dem in Abschrift angeschlossenen Erkenntnisse vom

27 . December l888 , Z . 4005 , die Beschwerde der Genossenschaft der Mechaniker und
Maschinenbauer in Wien gegen die Entscheidung des genannten hohen Ministeriums vom

15 . Jänner 1888 , Z . 49 .392 — 87 , betreffend die Nichtgenehmigung von statutarischen Be¬
stimmungen als unbegründet abgewiesen.

Mit der Vorentscheidung vom 19 . November 1888 , Z . 2403 , hat jedoch der k. k.

Verwaltungsgerichtshof der vom hohen k. k. Handelsministerium in seiner Gegenschrift er¬
hobenen Einwendung , daß die Beschwerde nach Ablauf der gesetzlichen Frist überreicht worden

sei, keine Folge gegeben , weil der im Zustellungsbogen enthaltenen Empfangsbestätigung des
Uebernehmers der angefochtenen Entscheidung kein Datum beigesetzt ist, und weil daher diesem

Zustellungsbogen , wiewohl er vom 7 . Februar 1888 Abends datirt und mit der wahr¬
scheinlich vom zustellenden Organe beigesetzten Bemerkung „zugestellt am 7 . Februar 1888"

*) Siehe M. V. Bl. 6X 1866, Nr. 157, 13 t.
20*
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versehen ist , doch die Kraft eines vollgiltigen formgerechten Beweises über das Datum der
erfolgten Zustellung , dessen Beschaffung der zustellenden Behörde oblag , nicht beigemessen
werden kann.

Um in Hinkunft einen vollgiltigen Beleg über Zustellungen im Sinne dieser Ent¬
scheidung des k. k. Berwaltungsgerichtshoses zu erlangen , erhält der Magistrat zufolge des Ein¬
gangs bezogenen , im Einvernehmen mit dem hohen k. k. Ministerium des Innern ergangenen
hohen Erlasses die Weisung , die Veranlassung zu treffen , daß bei Jntimation solcher Ent¬
scheidungen , gegen welche den Parteien das Recht der Beschwerde an den k. k. Verwaltungs¬
gerichtshof zusteht , die erfolgte Zustellung und der Tag derselben von der Partei,  an
welche die Zustellung erfolgt , selbst bestätigt werde.

Die Beilagen des Berichtes vom 28 . Mai 1888 , Z . 171 .735 , folgen zur weiteren
entsprechenden Veranlassung im Anschlüsse zurück.

20 .

Die k. k. Statthalterei hat dem Ansuchen des Gremiums der Wiener Kaufmannschaft
um Anordnung der kostenfreien sanitätsamtlichen Untersuchung der aus dem Auslande eiu-
langenden Sendungen von Nixock Uielrles und Büchsenconserven anläßlich deren Verzollung
im Hinblicke auf die Bestimmungen der Durchführungsvorschrift znm Gesetze vom 25 . Mai
1882 , betreffend den allgemeinen Zolltarif des österreichisch-ungarischen Zollgebietes . R . G . Bl.
Nr . 49 , und mit Rücksicht auf die Ausführungen des Berichtes des Wiener Magistrates
vom 20 . Juli 1889 , Z . 168,237 , keine Folge zu geben gefunden.

(Statthaltereierlaß vom 31 . Juli 1889 , Z . 44 . 117 , M . Z . 270 .197 .)

21

Das k. k. Handelsministerium hat im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium des
Innern mit dem Erlasse vom 7 . August 1889 , Z . 27 .244 , in Erinnerung gebracht , daß
Bewilligungen zum Hausirhandel mit Essig nur an die Bewohner von lVluno Arrrnckv, Nuno
pioeolo und Sejane ausgefertigt , beziehungsweise verlängert werden dürfen (Handelsmini-
sterial -Erlaß vom 3 . September 1878 , Z . 20 .982 ), und zur Erneuerung solcher Bewilligungen
im Sinne des § . 5 des kaiserlichen Patentes vom 4 . September 1852 , R . G . Bl . Nr . 252,
nur die k. k. Bezirkshauptmanuschaft Volosca berufen ist.

Hievon wird der Magistrat unter Bezugnahme auf die hierortigen Erlässe vom 28 . Sep¬
tember 1878 , Z . 29 .200 , und vom 21 . März 1889 , Z . 16 .035 *), zur Wissenschaft und
Darnachachtung verständigt.

(Statthalterei -Erlaß vom 23 . August 1889 , Z . 48 .303 , P . S . Z . 10 .434 .)

*) Siehe M . V . Bl . 6X 1889 , Nr . 5, pa§. 195.
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II.

Gemeinderathsbeschlnfte.

Vom 9 . August 1889 , Z . 4920 und 4923 , M . Z . 179 .212 sx 1889.

Bezüglich der Emlohnuug des ReligionsUnterrichtes  an den öffentlichen Schulen
in Wien auf Grund des Gesetzes vom 14 . December 1888 , L. G . Bl . Nr . 58 , wird be¬

schlossen :
1 . Die auf Grund der 6 , 8 und 9 des Gesetzes vom 14 . December 1888,

L. G . Bl . Nr . 58 , vom k. k. n . ö. Landesschulrathe getroffenen Entscheidungen , wonach

n) an jenen Bürgerschulen , an welchen wenigstens 18 entlohnbare Unterrichtsstunden vor¬
handen sind , eigene Neligionslehrer mit jährlichen Gehaltsbezügeu (Z . 1, lit a ) anzu-

zustellen sind;

d ) an den übrigen Bürgerschulen , sei es den eigenen Religionslehrern nach Z . 1, lit . d , sei
es den Seelsorgegeistlichen nach ß . 1 , lit . o für die Ertheilung des Religionsunterrichtes
eine Remuneration von 40 fl . pro Stunde und Jahr , und

e) für die Ertheilung des genannten Unterrichtes an den höheren Classen der mehr als
dreiclassigen allgemeinen Volksschulen eine Remuneration von 30 fl . per Stunde und
Jahr bemessen wird,

zur Kenntnis zu nehmen.
2 . Dem gemäß zu verfügen , dass den in der vorgelegten Tabelle 8 angeführten , an den

hiesigen öffentlichen Bürgerschulen im Schuljahre 1888/89 in provisorischer Verwendung ge¬
standenen Religionslehrer » die auf die Zeit vom 1 . Jänner l . I . bis 15 . Juli l . I . ent¬

fallende Tangente der mit 40 fl . bemessenen Jahresremuneration im Betrage von 26 fl . per

wöchentliche Unterrichtsstunde , in Summa circa 12 .792 fl , und den an den hiesigen allge¬
meinen Volksschulen im Schuljahre 1888/89 den Religionsunterricht in den höheren Classen

besorgenden Religionslehrern die auf die Zeit vom 1 . Jänner l . I . bis 15 . Juli l. I . ent¬
fallende Tangente der in der beigelegten Tabelle ^ ansgemittelten , mit 30 fl . bemessenen
Jahresremuneration im Betrage von 19 fl . 50 kr. per wöchentliche Unterrichtsstunde , in Summa
circa 16 .497 fl.

je aus dem Wiener Bezirksschulfonde flüssig gemacht und ausbezahlt werden , wofür die

budgetmäßige Bedeckung vorhanden ist, und
3 . dem Ansuchen des Wiener Bezirksschulrathes vom 6 . Juli 1889 , Z . 5354 , die Re¬

munerationen für die Ertheilung des katholischen Unterrichtes in den unteren Classen (1 . , 2.
und 3 . Classe ) der hiesigen Volksschulen in der Zeit vom 1 . Jänner 1889 bis 15 . Juli 1889,

und zwar für die in der vorgelegten Tabelle ^ verzeichnten Seelsorgegeistlichen unter der
Beschränkung des H. 9 , Absatz 2 des Landesgesetzes vom 14 . December 1888 , Nr . 58 , für

die in dieser Tabelle angeführten Aushilfskatecheten aber unbedingt , ausnahmsweise aus Ge¬
meindemitteln bestreiten und flüssig machen zu wollen , keine Folge zu geben.

Vom 13 . August 1889 , Z . 4708 (vertrl .) , M . Z . 195 .845.

Der Magistrat wird aufgefordert , bei Anmeldungen von Pfründen rückersätzen  sich stets

die Entscheidung des k. k. obersten Gerichtshofes vom 24 . Mai 1889 , Z . 5604 , gegenwärtig
zu halten.
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Vom 20 . August 1889 , Z . 3092 , M . Z . 426 .161.
Die Entlohnung des städt . Turnhalleuaufsehers  wird mit dem Maximalbetrage

von monatlich 120 fl. — 1440 fl. per Jahr — festgesetzt. Dieses Fixum hat indes für den
gegenwärtigen Aufseher nur insolange zu gelten , bis ein zweiter Diener angestellt sein wird.
Das Stadtbauamt wird ermächtigt , im Falle des Bedarfes einen zweiten Tnrndiener aufzu¬

nehmen , bei welcher Eventualität die Turnplätze an beide Diener gleichmäßig zu vertheilen
sind und die Entlohnung für die ihnen zugewiesenen Turnplätze nach dem Plenarbeschlüsse
vom 12 . Mai 1874 , Z . 3579 , zu bestimmen ist. Auch wenn die Anzahl der Turnplätze be¬
deutend zunehmen sollte, darf die Entlohnung eines Aufsehers derselben 120 fl. per Monat
nicht überschreiten . Der Magistrat wird beauftragt , für den Fall , als der zweite Aufseher (mit
15 fl. für jeden Turnplatz ) ein Einkommen von 120 fl. monatlich erreichen sollte , neuerlich
einen Bericht zu erstatten.

Vom 20 . August 1889 , Z . 2930 (vertr .), M . Z . 108 .082.
Nach dem Anträge der Rechtsseetion wird beschlossen:
1 . Es ist der k. k. Landes -Forstinspector Heinrich Volkmann als sorsttechnisch er

Beirath  der Gemeinde Wien für den gesummten Forstbesitz der Gemeinde und der von
ihr verwalteten Fonde mit einem Jahreshonorar von 1200 fl. unter den im Protokolle
vom 2 . Mai l889 ausgeführten Modalitäten gegen eine beiden Theilen zustehende drei¬
monatliche Kündigung zu bestellen.

2 . Bezüglich der Verrechnung des Honorars wird die Vertheilung in der Weise ange¬
ordnet , dass 300 fl. auf die eigenen Gelder , 800 fl. auf den Versorgungsfond und 100 fl. auf
den Bürgerspitalsfond entfallen sollen.

3 . Die Führung der Verwaltungsagenden bezüglich der städt . Waldungen im Hoch-
qnellengebiete ist wie bisher der Wasserversorgungs - Commission des Gemeinderathes Vor¬
behalten.

Vom 23 . August 1889 , Z . 3670 ox 1888 , M . Z . 138 .694 sx 1886.
Heber das Gesuch der städt . Aerzte  um Erhöhung ihrer Bezüge wird beschlossen:
1 . Den städt . Aerzten sind bei entsprechender Verwendung vom Tage an , an welchem sie

in dieser Eigenschaft den Diensteid abgelegt haben , unter Zugrundelegung eines fixen Jahres¬
gehaltes per 1000 fl. fünf Quinquennalznlagen L 200 fl. zu gewähren;

2 . mit dem Anfalle jeder solchen Zulage soll auch die Steigerung des Quartiergeldes
um 30A der anfallenden Zulage verbunden sein;

3 . die bisherigen Gehaltsstufen haben zu entfallen;
4 . den beiden Physicatsassistenten vr . Grünberg und vi Jellinek  wird mit Rück¬

sicht auf ihre mehrjährige belobte Verwendung eine Zulage g.ä porsonam von je 200 sl. zu
ihrer Remuneration , somit die Erhöhung derselben von 600 fl. aus je 800 fl. gewährt.

Vom 23 . August 1889 , Z . 5117 , M . Z . 249 . 193.
Ueber den Erlass des n . ö. Landesschulrathes vom 18 . Juli 1889 , Z . 5866 , betreffend

die vom k. k. Unterrichtsministerium verfügte Bestellung zweier Diener für die W erkm eister-
schule  im X . Bezirke wird im Hinblick auf den Gemeinderathsbeschluss vom 16 . December
1837 , Z . 7638 , nachfolgender Beschluss gefasst:

1 . Es ist die städt . Hauptcasse anzuweisen:
n.) dem Hermann Langheinrich  als Schuloiener und Portier in der oben bezeichneten
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Anstalt die Remuneration von jährlich 420 fl., und dem Mathias Hohenecker  als
Schuldiener ebenda die Remuneration von 480 fl. jährlich vom 1. September 1889 an¬
gefangen in monatlichen Raten im vorhinein gegen von der Anstaltsleitung vidirte ge¬
stempelte Quittung auszuzahlen;

d) dem Heizer in der genannten Anstalt , dessen Name später bekannt gegeben werden wird
den Lohnbezug von 180 fl. für die Heizperiode (15 . October bis 15 . April ) unter den¬
selben Modalitäten auszufolgen.

2 . Es ist das Marktcommissariat anzuweisen , den beiden erwähnten Schuldienern die
Amtskleidung , wie sie die städt . Amtsdiener beziehen, sofort anfertigen zu lassen und am
1. September 1889 auszufolgen.

3 . Diesen beiden Dienern ist auch das Stiefelpauschale per 8 fl. anzuweisen.

Vom 3. September 1889 , Z . 5524 , M . Z . 149 .508.
Die städt . Buchhaltung  wird beauftragt , die ihr zur Behandlung zugewiesenen Acten

in Hinkunft rascher zu erledigen.

Vom 3 . September 1889 , Z . 3749 und 3833 , M . Z . 305 .722.
Bezüglich der Besetzung der Waisenhausleiterstelle , der Nemunerirung des gemeinsamen

und der Systemisirung des neu aufzunehmenden Personales im VII . städt . Waisenhause wer¬
den folgende Beschlüsse gefasst:

1. Die Leitung des VI . und VII . städt . Waisenhauses ist dem Jacob Brenner
bisherigen Leiter des VI . Waisenhauses provisorisch auf ein Jahr zu übertragen.

Nach Verlauf dieses Zeitraumes ist vom Magistrate an den Gemeinderath über die
Verwendung Brenner 's als Leiter zweier Waisenhäuser Bericht zu erstatten.

2 . Für das VII . städt . Waisenhaus ist nachfolgendes Personale neu zu systemisiren:
a) Eine Hilfslehrerin und eine Industrielehrerin mit einer Remuneration von je 20 fl.

monatlich , das ist 240 fl. pro Jahr unter Festsetzung einer beiden Vertragstheilen zn-
stehenden einmonatlichen Kündigung des Dienstverhältnisses;

d ) zwei Aufseherinnen mit dem Lohne von je 10 fl. monatlich;
o) ein Hausdiener mit dem monatlichen Lohne von 15 fl.

Dem Sud 2 . angeführten Personale ist nebst dem Geldbezuge auch die Verköstigung
nach der bestehenden Speiseordnung und die Unterkunft in der Anstalt anzuweisen.

3.  Dem nachfolgend bezeichnten gemeinsamen Personale des VI . und VII . Waisenhauses
werden folgende Remunerationen gewährt:

rr) dem Waisenhausleiter eine jährliche Remuneration von 400 fl. ;
d) dem Hausarzte zu seiner jetzigen Remuneration von 200 fl. eine weitere Remuneration

von 100 fl. ; bei einer eintretenden Veränderung in der Person des Hausarztes ist
jedoch ein Hausarzt für beide Anstalten mit einer jährlichen Remuneration von 300 fl.
zu bestellen;

«) die Köchin erhält zu ihrem monatlichen Lohn von 15 fl. eine monatliche Zulage von
5 fl., d. i. 60 fl. pro Jahr.

4.  Bezüglich des Zeitpunktes der Eröffnung des VII . städt. Waisenhauses hat der
Magistrat nach Einvernahme des Stadtphysicates Anträge zu stellen.
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III.

Magistrnlsverordnungen und Verfügungen.

i.

Magiftratsbeschluss vom 22 . August 1889 , Z 189,965,
betreffend die Strafamtshandtungen wegen untertaffenen Schulbesuches der Lehrlinge.

Mit dem Rathsbeschlufse vom 22 . August 1889 wurde dem Vorschläge der Gewerbeschul-

Commission , dass nicht nur die der Gewerbeschul -Commissiou von den ihr unterstehenden

Schulleitungen und Ortsschulrätheu zur Anzeige kommenden Schulversäumnisse von Lehrlingen

sondern auch jene , welche zur Kenntnis des Magistrates gelangen , zunächst der Amtshand¬

lung der Gewerbeschul -Commissiou unterzogen werden sollen und erst in jenen Fällen , in
welchen das dieser auf Grund der Landesgesetze vom 28 . November 1868 und 2 . März 1873

zur Verfügung stehende Strafausmaß sich als nicht genügend erweist , die weiteren Anträge
von der Gewerbeschul -Commission an den Magistrat als Geiverbsbehörde wegen Anwendung

höherer Strafen zu leiten seien , als den Bestimmungen des Z . 7 des Landesgesetzes vom
2 . März 1873 , L. G . Bl . Nr . 35 , entsprechend , beigestimmt.

2.

Heber Anregung der städt . Buchhaltung sind derselben alle auf politische Taxen Bezug

habenden Verfügungen mittelst „ viäsuk " bekannt zu geben.

(Reseratsabschrist des Departements IV vom 20 . Juli 1889 , Z . 118 .253 .)

Redigirt und herausgegeben vom Magistrate . — Druck von Earl Gerold 's L>ohn in Wien.
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